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Ein laxer Rettungseinsatz mit Folgen
Die Ombudsstelle nimmt Beschwerden über die Stadtverwaltung entgegen – darunter sind neben gravierenden auch kuriose Fälle

ISABEL HEUSSER

Herr K. schafft es noch, in der Nacht die
Notrufnummer 144 anzurufen. Er hat
Mühemit Sprechen, ein typischesAnzei-
chen für einen Schlaganfall. Die Person
am anderen Ende der Leitung reagiert
schnell: Sie schickt eine Ambulanz zu
Herrn K., der in einer Wohnung in der
Stadt Zürich lebt. Als die Rettungssani-
täter eintreffen, ist K. in der Lage, ihnen
die Türe zu öffnen. Was dann passiert,
lässt ihn am Vorgehen der Sanitäter
zweifeln. Und auch an Schutz und Ret-
tung Zürich (SRZ), jener städtischen
Organisation, der die Sanität angehört.

Gemeinsam mit einem Sanitäter
fährt K. im Lift ins Erdgeschoss.Zu Fuss
geht es zumRettungsfahrzeug, das nicht
direkt vor dem Haus steht, sondern vor
einer anderen Liegenschaft, die 40 bis
50 Meter entfernt ist. Als K. dann mit
Blaulicht ins Stadtspital gefahren wird –
es muss offenbar schnell gehen –, wun-
dert er sich über den vorangegangenen
«lockeren Evakuierungsstil».

Das Gefühl verstärkt sich auf der
Notfallstation.Dort muss K. liegen blei-
ben, auch auf die Toilette darf er nicht.
Und als er später wieder erste Geh-
versuche machen kann, wird er wegen
Sturzgefahr ständig von einer Pflege-

fachperson begleitet. K. fragt sich: Wie
ist es möglich, dass ihn die Sanitäter vor-
her noch selbständig zum Rettungsfahr-
zeug gehen liessen?

Er meldet sich via Kontaktformu-
lar bei SRZ. Dann passiert erst einmal:
nichts. K. ärgert sich – und gelangt an
die Stadtzürcher Ombudsstelle. Eine
Mitarbeiterin erkundigt sich daraufhin
bei Schutz und Rettung Zürich. Dort
wird ihr bestätigt, dass der Einsatz für
Herrn K. zwar im System zu finden sei,
aber nicht seine Reklamation. Das sei
unangenehm, und man werde sich bald-
möglichst bei K. melden.

Ein längeres Hin und Her

Die Ombudsstelle ist da, wenn Zürche-
rinnen und Zürcher Probleme mit der
Stadtverwaltung melden wollen – so
wie Herr K. Insgesamt 1542 neue Fälle
hat die Ombudsstelle im Berichtsjahr
2023 behandelt. 946 Anfragen und 596
Geschäfte; mit Letzteren sind Fälle ge-
meint, die vertiefte Abklärungen und
Beratungen erfordern. Während die
Zahl derAnfragen gemäss Jahresbericht
leicht abgenommen hat, registrierte die
Stelle 5 Prozent mehr Geschäfte. Da-
mit wurde ein Höchststand erreicht wie
letztmals im Jahr 2011.

Der Fall vonHerrn K. zeigt, dass sich
manche Fälle über längere Zeit hinzie-
hen. Denn K. erhält zwar, wenige Tage
nachdem sich die Ombudsstelle einge-
schaltet hat, einen Brief vom Kunden-
dienst von Schutz und Rettung Zürich.
Doch er ist nicht zufrieden damit.

Im Brief heisst es, K. sei den Sanitä-
tern in jener Nacht von seinerWohnung
aus entgegengekommen. Und weil bei
einemmutmasslichen Schlaganfall Zeit
ein kritischer Faktor sei, habe man K.
umgehend zu Fuss zum Rettungsfahr-
zeug begleitet. Dieses habe wegen der
örtlichen Gegebenheiten nicht direkt
zum Haus fahren können.

K. hingegen hält daran fest, dass er
bis zum Eintreffen der Ambulanz in
derWohnung geblieben sei.Er wünscht
sich ein Gespräch mit dem Rettungs-
sanitäter, um die Angelegenheit klä-
ren zu können. Doch das wird ihm ver-
wehrt.Man wolle K. schriftlich antwor-
ten – was die Ombudsstelle verwundert
zur Kenntnis nimmt.

Schliesslich meldet sich der Chef-
arzt von Schutz und Rettung persön-
lich bei K. Er entschuldigt sich bei K.
und bestätigt ihm, dass sein Fall «glas-
klar» medizinisch und kommunikativ
falsch gelaufen sei.Die beiden beteilig-
ten Sanitäter seien nicht mehr bei SRZ

beschäftigt. Für Herrn K. ist die Sache
erledigt.

Nicht aber für die Ombudsstelle: Sie
will wissen, warum es rund fünf Monate
dauert, bis K. eine befriedigende Ant-
wort erhält. Es kommt zu einem Ge-
spräch mit dem Chefarzt und dem zu-
ständigen Abteilungsleiter. Dort sind
sich alle einig, dass im Fall einiges schief-
gelaufen ist. Die Beschwerde hätte
schneller bearbeitet und der zuständige
Fachdienst früher mit einbezogen wer-
den müssen.

Das unglückliche Fehlermanage-
ment dürfte auch mit demWeb-Auftritt
der Stadt zusammenhängen, wie die
Ombudsstelle festhält. Denn der Kon-
taktlink auf fast allen Unterseiten der
städtischen Dienstleistungen führt nicht
zur jeweiligen Abteilung, sondern zur
allgemeinen Stadtverwaltung. Offenbar
haben deshalb Personen, die in der Ver-
gangenheit bei der Ombudsstelle Rat
suchten, vertrauliche Meldungen ver-
sehentlich an die Verwaltung geschickt.

ZumFall K.hält Ombudsmann Pierre
Heusser in seinem Bericht fest: «Der
Fall zeigt, dass gerade in Angelegen-
heiten, bei denen es um Leben und Tod
geht und in denen sich jemand nicht kor-
rekt behandelt fühlt, besondere Sorgfalt
auf ein gutes und funktionierendes Be-
schwerdemanagement zu legen ist.»

Streit um Nachhilfeunterricht

Nicht alle Fälle sind von so existenziel-
ler Natur wie derjenige von Herrn K.
Oft geht es auch um Geldfragen, wie
das Beispiel von Frau T. zeigt, das im
Jahresbericht ebenfalls aufgeführt ist.
T. hat für ihre Tochter privaten Nach-
hilfeunterricht in Französisch organi-
siert. Dies, weil in der Sekundarschule
ihrer Tochter kurz vor der Gymi-Auf-
nahmeprüfung Projektwochen angeord-
net wurden.Alle Französischstunden so-
wie der ursprünglich angekündigte Prü-
fungsvorbereitungskurs fielen aus.

Weil schon in den Monaten zuvor
etliche Male der Französischunterricht
wegen Personalausfällen nicht statt-
gefunden hat, ist T. davon überzeugt,
dass das Grundrecht ihrer Tochter auf
Schulunterricht verletzt wird und die
Schule das Volksschulgesetz nicht rich-
tig umsetzt. Sie verlangt, dass die Schule
die 1100 Franken für den Privatunter-
richt ihrer Tochter übernimmt.

Es folgt ein monatelanges Hin und
Her. Erst wird das Gesuch abgelehnt,
dann stellen die Schulbehörden inAus-
sicht, einenTeil der Kosten zu überneh-
men – und lehnen das Gesuch dann
doch wieder ab. Nach mehreren Ge-
sprächen stellt sich heraus: Frau T. hat
aus juristischer Sicht keinen Anspruch
auf eine finanzielle Entschädigung.

Weil ihr aber ursprünglich eine Zah-
lung in Aussicht gestellt worden ist, er-
hält sie 500 Franken.

Ombudsmann Pierre Heusser erach-
tet das Recht auf Grundschulunterricht
nicht als verletzt. Für die kurzfristig an-
gesetzten Projektwochen habe es gute
Gründe gegeben. Und er schreibt: «Das
Bestehen derAufnahmeprüfung für das
Gymnasium wird überdies kaum davon
abhängig sein, ob in den beidenWochen
davor regulärer oder besonderer Unter-
richt stattgefunden hat.» Er kritisiert
aber die Art und Weise, wie die Behör-
den mit der Mutter kommunizierten.

Sex in Bibliotheksmedien

Eher kurios mutet die Beschwerde
eines Mannes an, der unzufrieden ist
mit der Pestalozzi-Bibliothek. Er kriti-
siert, dass religiöse und spirituelle Lite-
ratur zunehmend verschwinde. Statt-
dessen landeten immer mehr Medien

zu Themen wie Magie, LGBTI, Rassis-
mus und Sexualität imAngebot. In den
Filmen der Online-Ausleihe gingen die
Protagonisten «nach wenigenMinuten»
miteinander ins Bett.

Gegenüber der Ombudsstelle er-
klärt die Bibliotheksleitung, dass sie
mit den Neuanschaffungen keinen poli-
tischen Plan verfolge, sondern Neu-
erscheinungen bestelle, von denen man
glaube, dass sie ein Publikum fänden.
Bücher, die selten ausgeliehen würden,
landeten in der Fundkiste.

Es kommt zu einem Gespräch zwi-
schen dem Mann und der Geschäfts-
leitung, bei dem er sein Anliegen de-
ponieren kann. In einem Jahr will man
noch einmal zusammensitzen, damit
der Mann zurückmelden kann, ob er
«Verbesserungen» wahrgenommen
habe.Der Fall mag kein gewichtiger ge-
wesen sein bei der Ombudsstelle.Aber
er zeigt: Die Diskussion, welche An-
gebote Bibliotheken bieten sollen, hat
auch die Schweiz erreicht.

Ein Rettungseinsatz in Zürich verlief anders, als es der Patient K. erwartet hatte. ANNICK RAMP / NZZ

«Es fehlt eine gemeinsame europäische Vision»
Am «NZZ Podium» diskutieren Expertinnen und Experten darüber, wie Europa zu neuem Sinn und alter Form zurückfinden könnte

STEPHANIE CAMINADA

Europa ringt in einerWelt eskalierender
Krisen darum, seine alte Form zu wah-
ren. Russland führt Krieg, Autokraten
stellen sich quer, die Energiefrage spal-
tet, die nächste Finanzkrise droht. «Wir
müssen uns im Klaren sein, dass unser
Europa sterben könnte»,mahnte Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron
Ende April und rief zu einer verstärk-
ten Verteidigung gegen globale Rivalen
wie Russland auf.

Über die Frage, wie Europa zu
neuem Sinn finden kann, diskutierten
Expertinnen und Experten am Mitt-
wochabend bei NZZ Podium: der Ost-
europahistoriker Oliver Schmitt, Clau-
dia Major, Leiterin der Forschungs-
gruppe Sicherheitspolitik der Stif-
tung Wissenschaft und Politik, und der
Politologe sowie Historiker Joseph de
Weck. Moderiert wurde das Podium
von Daniel Fritzsche, Ressortleiter In-
land der NZZ.Der Osteuropahistoriker

Oliver Schmitt zeigte im Impulsreferat
auf, wie sich über die vergangenen Jahr-
zehnte mehrfache Bruchlinien durch die
europäischen Länder zogen und sich die
geografischen Achsen Nord, Süd, Ost,
West in kürzester Zeit veränderten. Je
nachdem, wie Staaten eine politische
Fragestellung beantworteten, standen
sie mal auf dieser, mal auf einer ande-
ren Seite: Migrationskrise, Euro-Krise,
der russische Krieg gegen die Ukraine.

Gräben allenthalben

Die Zersplitterung sei so vielfältig, dass
keine klare politische Linie erkennbar
sei, sagte Schmitt. Und das habe etwas
Gutes, denn sie sei auch wechselhaft.
Dass es aber so leicht sei,Gräben aufzu-
reissen, sei eine Schwäche von Europa.
Grund dafür sei die fehlende Bildung
über die politischen Systeme der Nach-
barstaaten. Es fehle ein gemeinsames
Nachdenken darüber, was Europa über-
haupt definiere.

Emmanuel Macron schlägt einen
gemeinsamen europäischen Fonds
vor, der die Verteidigung der Ukraine
langfristig finanzieren kann. Die Idee
wurde auf dem Podium begrüsst. Die
Stärke des Vorschlags sei das gemein-
same europäische Vorhaben, sagte der
Politologe Joseph de Weck. Statt dass
jedes Land für sich schaue, wie es die
Ukraine unterstützen könne, brauche
es ein gesamthaftes Vorgehen.

Die Ukraine brauche gemeinsame
Ziele und gemeinsameMittel, um diese
zu finanzieren, erklärte deWeck.Damit
die Ukraine verteidigt werden könne,
müsse man auf europäischer Ebene
investieren. Die Unterstützung lasse
sich nicht ohne zusätzliche Ausgaben
stemmen.

Die Politikwissenschafterin Clau-
dia Major sprach in Anlehnung an
den deutschen Kanzler Scholz von
einer «mentalen Zeitenwende», die es
nun brauche. Die europäischen Län-
der müssten anerkennen, dass sie sich

nicht mehr in einer kooperativen Frie-
densordnung befänden.Russland nutze
nukleare Abschreckung, um Gren-
zen zu verschieben, und schreibe da-
mit die Regeln Europas neu. Momen-
tan deute vieles darauf hin, dass Russ-
land den Krieg gewinne.Denn die euro-
päischen Länder schätzten ihn nur als
wichtig, aber nicht als existenziell ein.
Werde Russland in der Ukraine nicht
gestoppt, könnte es bald vor den Gren-
zen zur Nato stehen, sagte Major.

Fehlende Führung

Die Zeitenwende bedeute ein gene-
relles Umdenken, sagte Major weiter:
«Wie können wir unsere Lieferketten
besser sichern?Wie gehen wir mit Pro-
paganda und Fake News um?Wie kön-
nen wir unsere Energieversorgung
diversifizieren? Wie können wir unser
Überleben sichern?»

Was fehle, sei aber eine Führung,
sagte Major. Deutschland und Frank-

reich fühlten sich beide durch denKrieg
in der Ukraine in ihren gegensätz-
lichen Positionen bestätigt. Für Frank-
reich habe sich durch den Krieg Russ-
lands gezeigt, dass Europa souverän
werden müsse. Gleichzeitig habe sich
für Deutschland bestätigt, dass Europa
es nicht ohne die USA schaffen würde.
«Es gibt keine europäische Vision»,
sagte Major. Solange sich Deutschland
und Frankreich nicht zusammenrauf-
ten, passiere zu wenig zu langsam.

Etwas Hoffnung wurde aber auf dem
Podium doch noch geschürt: Es sei be-
merkenswert, dass die Leute nicht an-
stünden, um nach Russland oder Nord-
korea einzuwandern, sondern nach
Europa, sagteMajor. Freiheit,Humanis-
mus,Rechtsstaatlichkeit,Wohlstand, das
seienWerte, für die Europa stehe. «Viele
Landsleute verteidigen die Ukraine,
weil sie lieber in einem freien, rechts-
staatlichen Land leben wollen als unter
russischer Besatzung. Eigentlich ist es
gar nicht so kompliziert», sagte Major.

Der Chefarzt
von Schutz und Rettung
entschuldigt sich bei K.
und bestätigt ihm,
dass sein Fall «glasklar»
medizinisch
und kommunikativ
falsch gelaufen sei.
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Gymnasien streben in der Bildung
Breite und Tiefe an
Die Maturareform hat mehr Kooperation und weniger Stress zum Ziel

ROBIN SCHWARZENBACH

Das Bildungswesen steht im zweifelhaf-
ten Ruf, an Reformitis zu leiden: Eine
Schulreform jagt die nächste. So scheint
es zumindest.Kaum ist die eineNeuerung
halbwegs verdaut, müssen sich Schul-
leitungen, Lehrpersonen und ihre Schü-
lerinnen und Schüler mit dem nächsten
Grossprojekt herumschlagen, das seiner-
seits dafür sorgen soll, dass Schule und
Unterricht mit der Zeit gehen und unsere
Kinder und Jugendlichen bestmöglich
auf Gesellschaft, Studium und Arbeits-
welt der Zukunft vorbereiten.

Die Einführung des Lehrplans 21 hat
die Primar- und Sekundarschulen tüch-
tig durchgeschüttelt, jene des integra-
tiven Unterrichts ebenso. Die Mittel-
schulen hingegen sind von vergleichba-
ren verordneten Umwälzungen lange
verschont geblieben. Was nicht bedeu-
tet, dass sie sich nicht entwickelt hät-
ten in den vergangenen Jahren. Compu-
ter, Tablets und Smartphones etwa ge-
hören in vielen Lektionen längst dazu.
Das Aufkommen von künstlicher Intel-
ligenz dürfte der Digitalisierung des
gymnasialen Unterrichts einen weite-
ren Schub verleihen.

Jetzt auch noch Informatik!

Doch der Buchstabe, an dem sich die
Mittelschulen hierzulande orientieren,
hat Staub angesetzt: Die letzte grosse
Reform derMatur an Schweizer Gymna-
sien liegt fast dreissig Jahre zurück. Die
wichtigste Neuerung von damals war
und ist für viele Schülerinnen und Schü-
ler eine prägende Erfahrung: die Matur-
arbeit, die die Maturanden auf schrift-
liche Arbeiten und Forschungsprojekte
im Studium vorbereiten soll.Das war der
grosseWurf der letzten Reform.

An welche Veränderung wird man
sich dieses Mal erinnern? Das ist immer
noch unklar, auch nach einer jahrelangen
Debatte über die «Weiterentwicklung
der gymnasialen Maturität», die 2019
vomBund angestossen wurde und deren
Vorgaben für die Kantone und ihre Mit-
telschulen verpflichtend sind.

Konkret bedeutet die kommende Re-
form beispielsweise: Die beiden Fächer
Informatik sowie Wirtschaft und Recht
werden zu Grundlagenfächern erhoben.
Alle Gymnasiasten in der Schweiz wer-
den künftig also auch in diesen Dis-
ziplinen unterrichtet, genauso wie in
Deutsch, Französisch oder Italienisch,
Englisch oder Latein oder Griechisch,
Mathematik, Physik, Chemie, Biologie,

Geografie, Geschichte sowie bildneri-
schem Gestalten oder Musik. Bis spä-
testens 2029 muss der neue Rahmen-
lehrplan umgesetzt werden.

Der Kanton Zürich will die verblei-
bende Zeit nutzen, um zusätzlich zu den
nationalen Vorgaben eigene Akzente
zu setzen. So hat der Bildungsrat kürz-
lich entschieden, das Fach Philosophie
nicht in den Kanon der Grundlagen-
fächer aufzunehmen. Die zwölf Grund-
lagenfächer auf der einen und derWahl-
pflichtbereich mit Schwerpunkt- und Er-
gänzungsfach sowie derMaturarbeit auf
der anderen Seite sollen hingegen klarer
voneinander getrennt werden.

Weiter ist vorgesehen, dass Schüle-
rinnen und Schüler bis zur Matur für
ihre Grundlagenfächer immer weni-
ger Zeit aufwenden müssen, damit sie
genug Kapazitäten haben für jene Be-
reiche, in denen sie sich im letzten Jahr
am Gymnasium vertiefen wollen. Der
Bildungsrat formuliert es so: Es seien
Modelle zu suchen, damit nicht zu viele
Fächer gleichzeitig unterrichtet würden.
Im einen Semester also könnte sich eine
Klasse in Geistes- und Naturwissen-

schaften zum Beispiel auf Geschichte
und Geografie konzentrieren, im ande-
ren auf Biologie, Physik und Chemie.

Das klingt gut und soll ein wesent-
liches Problem der vergangenen Jahre
mildern helfen:Die Belastung der Gym-
nasiasten hat zugenommen. Jugendliche
litten immer mehr an psychischen Pro-
blemen, schreibt der Bildungsrat. Schul-
sozialarbeit soll es daher künftig nicht
nur an derVolksschule, sondern auch an
sämtlichen ZürcherMittelschulen geben.

Mehr Fächer, mehr Prüfungen, aber
nicht mehr Zeit: Dieser Druck – oder
ist es mangelnde Planung der Jugend-
lichen? – zeigt sich mitunter in solchen
Szenen:Wenn Schülerinnen und Schüler
der Deutschlektion nicht folgen können,
weil sie noch schnell, schnell ihre Che-
mie-Unterlagen durchgehen für die Prü-
fung, die in der nächsten Stunde ansteht.
So erzählt es Philipp Michelus, Deutsch-
lehrer amMNGRämibühl und Präsident
der Lehrpersonenkonferenz der Zürcher
Mittelschulen, vergangene Woche an
einem Mediengespräch in Zürich.

Schade für den Lehrer, schade um
seine Vorbereitung, schade für die ge-

stressten Schüler, die so womöglich eine
spannende Diskussion über Texte, Gott
und die Welt und die Gesellschaft von
heute verpassen.Dabei ist genau das ein
Kernanliegen von Zürcher Gymnasias-
tinnen und Gymnasiasten: Sie wollen
«ein breites Fächerspektrum, um eine
umfassende Allgemeinbildung zu er-
langen». Sie wollen aber auch «vielfäl-
tigeWahlmöglichkeiten, um individuelle
Interessen zu vertiefen».

So steht es in den Ergebnissen einer
Umfrage, die das Mittelschul- und Be-
rufsbildungsamt (MBA) imRahmen der
anstehenden Maturareform unter Schü-
lerinnen und Schülern durchgeführt hat.
Breite undTiefe stehen für ein Bildungs-
ideal, dem Zürcher Gymnasien nach
Kräften gerecht werden wollen. Das
Problem: Die beiden Wünsche wider-
sprechen sich – zumindest in der schu-
lischen Realität von heute.

Vom MBA ebenfalls befragte Leh-
rerinnen und Lehrer formulieren es
so: «12 Grundlagenfächer, 15 Matur-
noten, knapp 4 Jahre Zeit (ab der dritten
Klasse): Das führt den Unterricht nach
klassischem, fragmentiertem Stunden-

plan ad absurdum.» Pauken für die Prü-
fung und dann schnell wieder vergessen:
Diese unschöne Praxis zeige, dass neue
Formen des Unterrichts und der Leis-
tungsbeurteilung dringend gefragt seien.
Und: Die Stoff- und Prüfungsdichte be-
reite die Schülerinnen und Schüler nicht
auf die Realität an den Hochschulen vor.

Was also tun? Die Fachbereiche an
den Gymnasien könnten zum Beispiel
vermehrt miteinander kooperieren. Und
falls sie es noch nicht getan haben, soll-
ten sie endlich damit anfangen. Das fin-
det auch der Bildungsrat, der in seinem
Schreiben «eine engere Zusammenarbeit
zwischen den Fachschaften» anmahnt.

Fächerübergreifend denken

Die Vorteile von fächerübergreifenden
Projekten sind offensichtlich:Wenn sich
ein Deutschlehrer und eine Geschichts-
lehrerin zusammentun, um mit ihren
Schülern ein solches Vorhaben zu reali-
sieren, haben sie dafür doppelt so viele
Lektionen zur Verfügung als allein.

Wenn die beiden Lehrpersonen es
geschickt anstellen, können in einem
solchen Setting sogar Freiräume für an-
dereAufgaben entstehen:Mal führt der
Deutschlehrer die Klasse, mal die Ge-
schichtslehrerin, und dannmachen sie es
wieder zusammen. Philipp Michelus hat
amMNG einmal mit einem Geschichts-
lehrer deutsche Propagandafilme im
Zweiten Weltkrieg behandelt. Er sagt:
«Das war bereichernd, eine schöne Er-
fahrung für alle Seiten.» Zumal von
künftigen Studenten ohnehin erwartet
wird, dass sie fächerübergreifend den-
ken und arbeiten können.

Allein, die Sache hat einen Haken.
Viele Gymnasiallehrer verstehen sich als
Experten ihres Fachs.Die Kultur der ver-
schiedenen und daher voneinander ge-
trennten Disziplinen ist anMittelschulen
immer noch ausgeprägt. Das wird auch
an der Medienrunde des MBA deutlich,
als Michelus zum einen von innovativen
Projekten erzählt, zum anderen aber er-
nüchtert festhält: «Viele Lehrer sind es
nicht gewohnt,mit anderen Lehrerinnen
zusammenzuarbeiten und mit solchen
Formaten vor der Schulleitung und den
Schülern bestehen zu müssen. Sie wol-
len ihren Unterricht lieber in Ruhe sel-
ber gestalten.»

Maturareform hin oder her: Die Mit-
telschulen und ihre Lehrerinnen und Leh-
rer haben noch vielArbeit vor sich, wenn
sie mit der Zeit gehen und fragmentiertes
Denken in Fächern und Einzellektionen
wenigstens punktuell überwinden wollen.

Das Smartphone alsWerkzeug gehört in vielen Gymiklassen längst dazu, auch ohne Maturareform. KARIN HOFER / NZZ

Stadt Zürich beschränkt Gebrauch von Laubbläsern
Künftig dürfen die Geräte nur noch von Oktober bis Dezember verwendet werden – auch zum Schutz der Biodiversität

ISABEL HEUSSER

Die Grünen in der Stadt Zürich haben
eine klare Prioritätenliste. Zu den The-
men,die sie beackern, gehören der Klima-
schutz, derAusbau von Grünflächen, eine
möglichst autofreie Mobilität und, ganz
wichtig: der Kampf gegen den Laubbläser.
Jenes Gerät also,mit demHauswarte und
Private unter Getöse jedem noch so klei-
nen Fitzelchen Laub oder Gras zu Leibe
rücken, und zwar zu jeder Jahreszeit.

Laubbläser, so tun es die Grünen in
einer Medienmitteilung kund, beschäf-
tigen die Stadtzürcher Politik als «gros-
ses Ärgernis» schon seit bald 20 Jahren.
In schriftlichen Anfragen, einer Petition,
einem Postulat und einer Motion hat sie
sich mit dem ungeliebten Gerät befasst.
Jetzt endlich kommt der Durchbruch, auf
den die Grünen so lange gewartet haben:
Die Stadt schränkt den Gebrauch von
Laubbläsern stark ein.

Künftig dürfen sie nicht mehr das
ganze Jahr über verwendet werden, son-
dern nur noch von Oktober bis Dezem-

ber. So werde der Laubbläser wieder «auf
seine Hauptfunktion zurückgeführt» wer-
den, teilt der Stadtrat mit. Also auf das
Entfernen von Laub. Darüber sind die
Grünen erfreut.

Fünfseitige Stellungnahme

Glaubt man den Linken, ist mit dem
Laubbläser in den letzten Jahren Schind-
luderei betrieben worden.Er werde mehr
und mehr behändigt, um «Abfall und
Dreck aller Art» von Garageneinfahr-
ten, Baustellen und Gerüsten zu entfer-
nen. Dabei würden Feinstaub, Bakterien,
Viren, Pilzsporen und Wurmeier aufge-
wirbelt, und es entstehe unnötiger Lärm.
Ja, mehr noch: Weil Laub den Boden
schütze, Nährstoffe liefere und Lebens-
raum für Kleinstlebewesen biete, hätten
Laubbläser Anteil am Verschwinden der
Biodiversität.

Zu deren Rettung überwies die rot-
grüne Mehrheit des Stadtparlaments im
März 2023 eineMotionmit der Forderung,
den Gebrauch von Laubbläsern einzu-

schränken. Dem kommt der Stadtrat nun
nach.Die Regelung findet gar Eingang in
dieAllgemeine Polizeiverordnung. Dabei
hatte er sich ursprünglich gegen ein Ver-
bot gewehrt. Mit diesem werde versucht,
ein gesellschaftliches Thema mit polizei-
lichen Mitteln und Bussen zu lösen. In
einer fünfseitigen Stellungnahme erklärte
der Stadtrat ganz genau,wie und wo auch
die dem Klima und der Natur durchaus
wohlgesinnte Verwaltung froh sei um die
Kraft von Laubbläsern: nach Veranstal-
tungen wie dem Sechseläuten, der Fas-
nacht, dem Knabenschiessen oder der
Street Parade.

Ein kleines bisschen liberal

Der Stadtrat beteuerte: «Laubbläser wer-
den nur dann eingesetzt, wenn alle ande-
ren Geräte keine gleichwertige Leistung
erbringen.» Will heissen: Mit Besen und
Schaufel ist der Abfallmenge nach einem
Grossanlass nicht beizukommen. Zudem
werden heute vermehrt elektrisch betrie-
bene Geräte eingesetzt, die leiser sind als

frühere Modelle. Um die Bevölkerung zu
sensibilisieren, hat die Stadt gar einMerk-
blatt zum «verantwortungsvollenUmgang
mit Laubbläsern» herausgegeben.

Ein Verbot wäre kaum durchsetz-
bar, erklärte die Sicherheitsvorstehe-
rin Karin Rykart (Grüne) dann im März
2023 während der Debatte imGemeinde-
rat: «Augenzeugenmüssten die Polizei an-
rufen, wenn ein Gerät ausserhalb der er-
laubtenMonate zumEinsatz kommt.Den
Bläser bei der Tat zu erwischen und zu
büssen, wäre eine nicht einfache Polizei-
aufgabe.» Doch dieseArgumente prallten
bei SP und Grünen ab, und so bleibt dem
Stadtrat nichts anderes übrig, als die For-
derung aus dem Parlament umzusetzen.

Ein kleines bisschen liberal will die
Stadt in ihrem Laubbläser-Regime übri-
gens schon sein. Von Januar bis Septem-
ber ist dessen Gebrauch nämlich nicht
ganz verboten. Das Sicherheitsdeparte-
ment kann Ausnahmen bewilligen – aber
nur, wenn das Gerät elektrisch betrieben
ist und keine «tauglichen Alternativen»
zur Verfügung stehen.

Tausende fordern
«bezahlbaren
Wohnraum»
til. · Am Samstagnachmittag sind rund
3000 Personen im Rahmen der Wohn-
demo durch Zürich gezogen.Aufgerufen
zu der bewilligten Demonstration hatten
verschiedene Organisationen aus dem
linken Spektrum. Sie forderten unter
anderem «mehr bezahlbaren Wohn-
raum», öffentliche Freiräume sowie eine
«lebenswerte Stadt». Zudem solle aus
«Mieten kein Profit» gemacht werden.

Auffällig war, dass am Umzug prak-
tisch keine Symbole politischer Par-
teien zu erkennen waren. Dazu hatten
die Organisatoren aufgerufen.Einzig die
Alternative Liste zeigte sich an demUm-
zug offen.

Trotz der grossen Teilnehmerzahl
verlief die Demonstration abgesehen
von einigen Schmierereien friedlich.
Eine kurzfristige Änderung der Um-
zugsroute wegen eines Verkehrsunfalls
sorgte jedoch zwischendurch für einVer-
kehrschaos. Die Wohndemo endete um
17 Uhr 30 wie geplant mit einer Schluss-
kundgebung auf dem Helvetiaplatz.


